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Zukunftsgestalt oder Konfusion?Zukunftsgestalt oder Konfusion?
Europa zu gefährden. Die ande-
ren unterstellen ein fehlendes
Verstehen der Dublin-Überein-
kunft. Die Haushaltsberatungen
werden zum politischen
Schlachtfeld. Wechselseitig ver-
misst man Sinn und Verstand.
Der jeweilige Gegner wird nur
noch als Übergangsphänomen
verstanden. Viele Abgeordnete
sagen, man müsse sich nun
doch die Sinnfrage stellen.
Wir wissen: Situatives

Krisenmanagement und strate-
gische Sprachlosigkeit sind kei-
ne Quellen der Vertrauensbil-
dung. Was fehlt, das ist jenseits
der Konfliktdetails eine Erklä-
rungsleistung, was denn künf-
tig diese Gesellschaft zusam-
menhalten wird.
Die Architekten der Koaliti-

onsbildungen in Brandenburg,
Sachsen und Thüringen müssen
wissen und dann auch operativ
umsetzen: Es gilt, dieMenschen
aus der strategischen Notlage
zu befreien.

Brandenburg hat eine neue Struk-
tur in das Absichtspanorama der
Wählerschaft eingebracht:
● Eine erheblich höhere
Wahlbeteiligung ist nun
unübersehbar.
● Die Gewinner und Verlierer
wurden neu sortiert: Gewinner
sind jetzt SPD, AfD, BSW.
● Die SPD bekam mehr Stim-
men als die AfD, das BSW mehr
Stimmen als die CDU.
● Verlierer waren die CDU, die
Grünen und die FDP.

Ab jetzt wird auf vier Verhand-
lungsbahnen hart gearbeitet:
Koalitionsbildung in Branden-
burg, in Sachsen, in Thüringen
– und dann besteht auch noch
Klärungsbedarf auf Bundes-
ebene. Wer wird mit wem den
Bundeskanzler stellen und die
Bundesregierung bilden?
Zeitgerecht hat die Union

Friedrich Merz zum Kanzler-
kandidaten gekürt. Und schon
wurde Bedarf angemeldet für
die andere Seite. Wer wird Bun-
deskanzler – erneut Olaf Scholz
oder der populäre und aner-
kannte Boris Pistorius? Einige
Fragezeichen verlangen noch
nach Klärung. Zeiten der politi-
schen Lähmung gilt es zu
beenden.

Dublin-Übereinkommens ef-
fektiv positiv zu gestalten, wird
es zum Gegenstand polemi-
scher Antagonismen. Kämpferi-
sche Angriffe dominieren die
Szene.

Im Vergleich zu Thüringen ist das
Wahlergebnis bei gutem Willen
zügiger in eine Regierungsbil-
dung umzusetzen. Aber inzwi-
schen kannman ja in der Politik
nirgendwo mehr von klarer,
transparenter, schneller Umset-
zung des Wählerwillens ausge-
hen. Man versinkt eher hinter
den Schallmauern des wechsel-
seitigen Attackierens, Infrage-
stellens, Niedermachens. So
wird der Vertrauensverlust der
Politik intensiviert.

Die Beratungen über die Umset-
zungen der Wahlergebnisse wer-
den drastisch erschwert durch
die Meinungsverschiedenhei-
ten zu den elementaren aktuel-
len Herausforderungen, insbe-
sondere zum großen Thema
„Migration“.
Die einen werfen den ande-

ren vor, den Schengen-Raum in

Distanz zwi-
schen Rhetorik
und Realität.

Die Stärke von AfD
und BSW muss
der demokrati-
schen Mitte sehr
zu denken geben.
Sie muss
politisch aktiver,
inspirierender,
perspektivenrei-
cher werden.
Eine gewisse
aufgeregte
Konfusion ist in
der politischen
Mitte unüber-
sehbar.
Als Beispiel

dieser konzep-
tionellen Konfu-
sion kann man
die polemische
Debatte zwi-
schen SPD und

CDU zur Migrationsfrage und
zur Inneren Sicherheit heran-
ziehen. Messerverbot wird zu
einem Schlüsselbegriff. Statt
die operative Umsetzung des

denklichkeit.
In Thüringen
werden sie
wahrschein-
lich auf die
Stimme des
bisherigen Mi-
nisterpräsi-
denten Bodo
Ramelow (Lin-
ke) zurück-
greifen müs-
sen, um eine
Parlaments-
mehrheit mit
CDU, SPD und
BSW zu etab-
lieren.

In Brandenburg
kann es einfa-
cher gelingen:
SPD, CDU,
BSW. Diese
Verbindung
würde verhin-
dern, dass
man hier wie in den beiden
anderen Ländern als erklärende
Überschrift das Stichwort „Stol-
perfalle“ benutzt. In allen drei
Bundesländern wächst die

den Ministerpräsidenten
gestellt. Nunmehr wurde das
ungewöhnliche Ringen um
Platz eins übersetzt in die
Bezeichnung der Landtags- als
„Schicksalswahl“. Platz eins hat
erneut: die SPD.

Wie kompliziert die Elemente der
inneren Stabilität des Landes sein
werden, zeigt sich an der durch-
aus merkwürdigen Initiative
Woidkes, der den in Branden-
burg wohnenden Bundeskanz-
ler Olaf Scholz aufforderte, dort
keine Wahlwerbungsveranstal-
tungen durchzuführen. Ebenso
fand eine starke Befürwortung
für die Fortsetzung der Minis-
terpräsidentschaft von Woidke
durch die bekannte CDU-Reprä-
sentantin Rita Süssmuth statt.

Nach der Brandenburg-Wahl
wird man sich nun auch nicht
so lange Zeit lassen, Koalitions-
sondierungen zu beginnen,
auch mit dem nicht unproble-
matischen BSW.
Das Zukunftsbild über mögli-

che Varianten der Koalitionsbil-
dung dominiert auch hier mehr
und mehr die politische Nach-

Von Werner Weidenfeld

D ie Landtagswahl in Bran-
denburg lässt uns mit
Spannung auf die künf-

tigeMachtkonstruktion blicken.
Wer wird mit wem die Regie-
rung bilden? In keinem der drei
ostdeutschen Länder kann man
sie als beantwortet ansehen.
Nach der Wahl in Brandenburg
kommen – ähnlich wie in Sach-
sen und Thüringen – keine
Anzeichen der Langeweile auf.

Sehr spezifisch sind die
Ergebnisse in jedem Bundesland.
So wie in Sachsen und Thürin-
gen gibt es auch in Brandenburg
Gewinner und Verlierer. Aber
dieses Schema ist in Branden-
burg nicht in jeder Facette iden-
tischmit den beiden vorherigen
Wahlen, zumal auch die elek-
tronischen Hilfen wie Tiktok
und Facebook intensiv einge-
setzt wurden, aber auch die
besonderen Formen des Hu-
mors, etwa, wenn Ministerprä-
sident Dietmar Woidke seine
große und stark glänzende
Glatze einsetzte. Auf den Wahl-
plakaten stand: „Wer Glatze
will, muss SPD wählen“.

In Sachsen und Thüringen sind die
Verlierer die drei Ampel-Parteien.
Die Gewinner sind die AfD und
das BSW. Und in der Mitte steht
stabil die Union.
In Brandenburg sieht dieses

Schema anders aus: Die Verlie-
rer sind nur zwei Ampel-Partei-
en – die FDP und die Grünen.
Die Gewinner heißen wie
anderswo auch AfD und BSW.
Die stabile Mitte bilden hier
zwei Parteien: SPD und Union.

In den letzten Tagen vor der
Wahl ging eine die Wahlbeteili-
gung steigernde Spannung von
der Frage aus, wer denn Platz
eins von den Wählern erhalten
wird: AfD oder SPD. Seit 1990
hat ununterbrochen die SPD

Nach der Wahl in
Brandenburg gilt es, die
Zeiten der politischen
Lähmung zu beenden,
fordert Münchens
bekanntester Politologe

Strahlender
Sieger: Branden-
burgs Minister-
präsident Dietmar
Woidke (SPD)
herzt am Wahl-
abend seine Frau
Susanne.

Foto: Tobias
Schwarz / AFP

Wundenlecken bei den Grünen
Veränderungen verbinden mit
Sicherheit, so dass wir klar
haben, wir denken unsere Poli-
tik auch vom Land her.“
Das schlechte Abschneiden

ihrer Partei in Brandenburg
stellte Katrin Göring-Eckardt in
einen Zusammenhang mit Ein-
flussnahmen aus Russland
– Deutschland werde als eine
leichte Beute betrachtet. Sie
sagte: „Da ging es immer
darum, die Grünen zu diffamie-
ren.“ Auch demokratische Par-
teien haben nach ihren Worten
„mitgemacht, die Grünen zum
Hauptgegner erklärt“.
Sie stünden nun vor dem Pro-

blem, auf das Bündnis Sahra
Wagenknecht (BSW) bei der
Regierungsbildung angewiesen
zu sein, das sie als kremlfreund-
liche Partei bezeichnete.
Göring-Eckardt forderte die

FDP als Ampel-Koalitionspart-
ner im Bund auf, sich an der
Lösung von Problemen zu
beteiligen. Sie sagte: „Es geht
nicht darum, wie es der FDP
geht. Es geht darum, wie es
unserem Land geht, und die
Frage ist jetzt, kriegen wir das
vernünftig hin.“ Der Haushalt
sei eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe.
Bis Ende November muss der

Haushalt des Bundes für das
Jahr 2025 stehen.

ardt fordert, dass ihre Partei die
Sorgen und Nöte der Menschen
auf dem Land mehr in den Blick
nimmt. Auf diese müsse es ver-
nünftige Antworten geben,
sagte sie im Deutschlandfunk.
„Ich bin ein totaler Fan des
49-Euro-Tickets, weiß aber,
dass die Leute auf dem Land
sich fragen: Was hat denn das
mit uns zu tun? Da kommt gar
kein Bus.“

Die Menschen hätten auch
Angst vor noch mehr Verände-
rungen, gerade in Ostdeutsch-
land, so Göring-Eckardt. „Und
diese Antwort, die müssen wir
tatsächlich geben, so dass wir

artiger Politiker“, der Menschen
in unsicheren Zeiten wieder
Orientierung geben könne und
Probleme nicht einfach
wegrede.
Die Grünen würden nun

gemeinsam entscheiden, wie
sie sich für die Bundestagswahl
in einem Jahr auch inhaltlich
aufstellen würden, sagte Lang.
Dabei gehe es darum, „die bes-
ten Ideen für die Zukunft“ zu
präsentieren. Die Grünen-Co-
Chefin hoffte, dass sich die
Stimmung so bis zur Bundes-
tagswahl wieder drehen lasse.
Die grüne Bundestagsvize-

präsidentin Katrin Göring-Eck-

S ie waren Regierungspartei
– und sind nun aus dem
Landtag geflogen:

Grünen-Co-Chefin Ricarda Lang
sieht die Verluste ihrer Partei
bei der Landtagswahl in Bran-
denburg als Folge einer Polari-
sierung im Wahlkampf.

Die letztenWochen seien von
einem „Kopf-an-Kopf-Rennen“
zwischen SPD-Ministerpräsi-
dent Dietmar Woidke und der
AfD geprägt worden, sagte sie
am Sonntagabend in der ARD.
Die Wähler hätten dann tak-
tisch gewählt, um die AfD zu
verhindern. Dabei seien die
Grünen „unter die Räder
gekommen“.
Lang verneinte zugleich, dass

es nun Zeit für die Grünen für
einen Abgang aus der Ampel-
Koalition im Bund sei. Sie räum-
te aber ein, dass es einen nega-
tiven Trend für ihre Partei gebe.
„Dawerdenwir uns gemeinsam
rauskämpfen.“

Wirtschaftsminister Robert
Habeck, der als mutmaßlicher
Kanzlerkandidat der Grünen
gehandelt wird, sei „ein groß-

Nach der Niederlage
der Ökopartei in
Brandenburgbeginntdie
Ursachen-Forschung

Grünen-Co-Chefin Ricarda Lang imWahlkampf. Foto: Fabian Sommer/dpa
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Lindner kritisiert Tariftreuegesetz
BERLIN FDP-Chef Christian Lindner hat die Vorlage
des Bundesarbeitsministeriums für ein Tariftreue-
gesetz scharf kritisiert. „Leider hat das zuständige
Arbeitsministerium einen unfertigen Entwurf
eines Tariftreuegesetzes in die Öffentlichkeit gege-
ben“, sagte der Bundesfinanzminister am Montag.
Dieser entspreche „nicht der Verabredung des
Koalitionsvertrages nach einer bürokratieschonen-
den Umsetzung“. Außerdem würden Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerbelange nicht in gleichem Maße
berücksichtigt. Das Tariftreuegesetz ist im Koaliti-
onsvertrag von SPD, Grünen und FDP vorgesehen.
Es geht um die Vorgabe, dass für die Mitarbeiten-
den von Unternehmen, die Aufträge vom Bund
bekommen, tarifvertragliche Regelungen gelten.

Farbanschlag auf Joe Chialo
BERLIN Unbekannte haben auf
das Wohnhaus des Berliner
Kultursenators Joe Chialo
(CDU) in Berlin einen Farb-
anschlag verübt. Nach Anga-
ben der Berliner Polizei wurde
die Fassade des Hauses am
Montagmorgen „großflächig“

mit roter Farbe beschmiert. Zudem hinterließen
die Täter Schriftzüge. Der Staatsschutz des Landes-
kriminalamts Berlin nahm Ermittlungen wegen
Sachbeschädigung auf. Erst vor gut zwei Wochen
war Chialo bei einer Veranstaltung in Berlin von
einer Menschenmenge bedrängt, angegriffen und
beleidigt worden. Es handelte sich damals um etwa
40 Menschenmutmaßlich aus der propalästinensi-
schen Szene. Der Senator blieb unverletzt.

Chialo. Foto: AFP

GASTBEITRAG
von Werner Weidenfeld

Der Professor für Politik-
wissenschaften ist Direk-
tor des Centrums für
angewandte Politikfor-
schung der LMU und Rek-
tor der Alma Mater Euro-
paea der Europäischen
Akademie der Wissen-
schaften und Künste in
Salzburg. Foto: imago
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